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^Auftakt der Parlamentsarbeit 

pDU/CSU-Fraktion 
^terstützt 
"olitik des Kanzlers 
tioru uf9aben der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
9ewl'lder zehnten Legislaturperiode sind un- 
Wöhn,, llch 9roß> die Ausgangslage ist unge- 
tani    h scnwierig. Neben vielen wichtigen 
C&U/rln a,,en P0,itlschen Bereichen wird die 
Uj./f SU-Bundestagsfraktion in der zehnten 
Arbe,IaturPeriode zwei Schwerpunkte in ihrer 
%»  Set2e" müssen, stellt der Fraktionsvor- 
schaHde A,fred Dregger fest. In der Wirt- 
d'e ük ' Flnanz- und Sozialpolitik geht es um 
UM7?erwindung der Krise und in der Außen- 
lUnJ^herheitspolitik um die Wiederherstel- 

a des Gleichgewichts i 
&a 

i die Wiederherstel- 
in Europa. 

*s er«» 
teUm 9roße Ziel' das sich die Re9ierun9 der Mit" 
9eSe.er der Führung von Bundeskanzler Helmut Kohl 
suncj2t hat- ist die wirtschaftliche und finanzielle Ge- 
loht nQ unseres Gemeinwesens. Es gilt, das be- 
llen S02iale Netz auf eine tragfähige Grundlage zu 
2Ur(jr? Und dje überbordende Massenarbeitslosigkeit 

w   rängen- 
der & e Anstrengungen dazu nötig sind, darüber hat 
Un|<|a

Undeskanzler die Bürger vor der Wahl nicht im 
ti0rt ^

en gelassen. Die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
lrd ihn tatkräftig unterstützen, damit die Bevöl- 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

kerung,  die  Unternehmen, jeder Bürger 
das notwendige Vertrauen in eine Regie- 
rung gewinnen, die sparsam wirtschaftet 
und dafür Sorge trägt, daß der Staat nicht 
mehr über seine Verhältnisse lebt. 
Bis 1990 müssen zusätzlich eine Million 
Arbeitsplätze   geschaffen   werden.   Dazu 
muß die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft auch in den 
Bereichen gestärkt werden, in denen sie 
von    Wettbewerbern    überholt    werden 
konnte. Die Bundesrepublik Deutschland 
muß wieder in jeder Hinsicht zu einem 
nach innen und außen sicheren und at- 
traktiven     Wirtschaftsstandort     werden. 
Dies kann aber nur erreicht werden, wenn 
die   ordnungspolitischen   Rahmenbedin- 
gungen stimmen, 

— wenn die Staatsverschuldung einge- 
dämmt wird, 

— wenn der Staatshaushalt in Ordnung 
ist, 

— wenn die Wirtschaft und die Bürger 
nicht mit noch höheren Steuern und 
Abgaben belastet werden. 

Die Haushaltssanierung soll Handlungs- 
spielräume eröffnen, Zinssenkungen er- 
möglichen und den Kreditspielraum der 
Wirtschaft vergrößern. Damit bekennen 
wir uns zum Wirtschaftswachstum und zu 
einer positiven Einstellung zu neuen Tech- 
nologien, 

— weil nur so die mit zunehmender Le- 
benserwartung und zurückgehender 
Geburtenhäufigkeit unvermeidlich 
wachsende Alten- und Krankenlast ge- 
tragen werden kann, 

— weil nur so die Arbeitslosigkeit auf ei- 
nen vertretbaren Rahmen zurückge- 
führt werden kann, 

— weil nur so die zunehmend wichtiger 
werdende Aufgabe des Umweltschut- 
zes finanziert werden kann. 

Worauf es jetzt ankommt, ist die konse- 
quente Durchsetzung des Regierungspro- 
gramms gegen gewiß viele Widerstände. 

• a i afl^ Unser Volk muß sich auf die jetzige i>* 
einstellen, nicht nur im allgemeinen,     . 
dem  auch  im  konkreten.  Das ven 
Führungskraft von seifen der Reg'e 

und tatkräftige Unterstützung von s 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion-      ^ 

In der Außen- und Sicherheitspolitik ^ . 
eine für alle Seiten akzeptable Lösung^ 
den  Verhandlungen  zwischen den   ^ 
und der UdSSR über den Abbau der 
wjetischen   Mittelstreckenraketen   &   f. 
strebt werden. Der Ausgang dieser 
handlungen  wird  die   Beziehungen 
sehen Ost und West für die nächsten 
re prägen. Bei diesen Verhandlungen 9 d 

es um den Frieden unseres Landes 
um die Freiheit unseres Volkes. Es_9

urv 

um unsere nationale Existenz und um 
sere persönliche Freiheit. ^0. 
Das ist in der Diskussion der letzten     _ 
nate allzusehr in den Hintergrund 9er

öst|i- 
Desinformation und Angstmache der 
chen Propaganda und verwirrende   ^ 
lungnahmen westlicher Politiker nab®!\ng 
schiefes Bild in der öffentlichen M?in 
entstehen lassen. Zur Situation in y ^. 
müssen daher noch einmal folgende 
Sachen dargelegt werden: 

Die   strategische   Lage   in 
LiroP* 

uw siraiegiscne Lage in w«=-- . v 

duldet keine Beschönigung. Die sP.jt}e|- 
union   hat  inzwischen  351   SS-20- 

Westeur.et. 

# 
n  351   SS-awr-^i 

Streckenraketen mit 1053 Spreng*^, 
gegen uns in Stellung gebracht. 0(w 
der Westen nichts Vergleichbares en 
genzusetzen. ^ 
Auf Grund dieser Tatsachen halten vfl ^ 
NATO-Doppelbeschluß   fest.   Wenn     ß 

Nullösung nicht möglich sein sollte«    ^ 
eine Zwischenlösung auf möglichst ni 
gern   Waffenniveau   angestrebt   ^^je- 
Ziel in Europa muß eine gesicherte 
densordnung des Gleichgewichtes s    ' 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sie 
dem Bundeskanzler und seiner Regie ^j 
auch in dieser Frage Standfestigke"     ^ 
der Durchsetzung sorgfältig geprüfter• 
notwendiger   Entscheidungen   zu, 
wenn diese unpopulär sind. 
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BUNDESVORSTAND 

Zündsätze der Deutschlandpolitik 
stehen in der Regierungserklärung 
O  ellen Fragen der Außen- und 
5Wh olltlk hat Helmut Konl auf der 

^OM 9 des Parteivorstandes am 
i."lao oc   * :. „«««  :_ D .. e* |üri 

la9,25. April 1983, in Bonn Stel- 
| genommen. Der Kanzler berich- 

Qe*^0' unter anderem über seine 
Wt 

\ Iacne ln Washington und Lon- 
?U ö^^^dem beglückwünschte er 
Vors:t

9'nn seines Lageberichtes den 
^°lks der Österreichischen 
9r0ft^.artei, Alois Mock, zu dem 
OVpT^'gen Wahlergebnis, das die 
9en L*ai den Nationalwahlen errun- 

Uf^'n den letzten Tagen öffentlich ge- 
'*ndp0i^e D'skussion über die Deutsch- 
en^ 'tik bezeichnete der Parteivorsit- 
iiberf|ü

Vor dem Bundesvorstand als völlig 
9er)(j6r,

Ssi9- Angesichts der vor uns lie- 
ber »    w'chtigen Aufgaben  im  Bereich 
a"6 Bet n" Und lnnenP°litik sollten sich 
^cj Urn

eili.9ten um eine Art des Umgangs 
&ecj6u 

e'ne Wortwahl bemühen, die der 
9eite-^

n9 des Themas entspreche. Es 
tionSDa      den Wählerauftrag an die Koali- 
fü"6n ueien' CDU' csu und FDP- zu er~ 
^hren

nd diesen Auftrag gemeinsam zu 
Öie für 
S^e d Se'ne Re9'erung gültigen Grund- 
'n der ß

6r Deutschlandpolitik könne jeder 
ber Ve^e9'erungserklärung vom 13. Okto- 
8er(j6 

9ar,genen Jahres nachlesen. Au- 
^n pj werde er in seiner bevorstehen- 
f(Jhr|jch

9'erungserklärung am 4. Mai aus- 
ln sei Stellung nehmen. 

'n Wh71 Bericnt uber seine Gespräche 
•Hl dj 

ln9ton und London hob Helmut 
e Übereinstimmung mit Präsident 

Reagan, Premierminister Thatcher und 
den Mitgliedern der jeweiligen Regierun- 
gen in allen Fragen hervor. Dies gelte 
auch für die führenden Mitglieder des 
amerikanischen Senats. 

In  seinen  Gesprächen  mit  den  Regie- 
rungsmitgliedern und Senatoren habe er, 
so betonte Helmut Kohl, noch einmal dar- 
auf hingewiesen, daß die von ihm geführte 
Bundesregierung  zu   beiden  Teilen   des 
NATO-Doppelbeschlusses stehe und daß 
die Bundesregierung die Anstrengungen 
der amerikanischen  Regierung  hinsicht- 
lich eines Ergebnisses der Genfer Ver- 
handlungen   über   die   Reduzierung   von 
Mittelstreckenraketen    voll    unterstütze. 
Helmut Kohl stellte fest, daß an dem fe- 
sten Willen der Vereinigten Staaten, zu ei- 
nem  Verhandlungsergebnis   in   Genf  zu 
kommen, nicht der geringste Zweifel be- 
stehe. Er forderte die sowjetische Füh- 
rung erneut auf, ihrerseits dazu beizutra- 
gen, daß es in Genf zu einem Ergebnis auf 
der Basis des Gleichgewichts komme. In 
diesem Sinne werde er seine für den Som- 
rKier geplanten Gespräche in Moskau füh- 
ren. Hinsichtlich der weiteren Beratungen 
bei der KSZE-Folgekonferenz in  Madrid 
unterstrich Helmut Kohl noch einmal, daß 
es das Ziel der Politik der Bundesregie- 
rung sei, möglichst bald zu einem positi- 
ven  Abschluß  dieser Verhandlungen zu 
kommen. Die Bundesregierung unterstüt- 
ze dabei die amerikanischen  Bemühun- 
gen, in dem vorgesehenen Schlußdoku- 
ment über Vereinbarungen zur Verbesse- 
rung der Menschenrechte weitere Fort- 
schritte zu erzielen. 



UiD 16 • 28. April 1983 • Seite 4 

LEHRSTELLEN 

Union hilft Jugend beim 
Start in die Ausbildung 
Die Sorge um die Überwindung der 
Jugendarbeitslosigkeit und Lehrstel- 
lenknappheit gibt der CDU/CSU- 
Fraktion erneut Veranlassung, sich 
noch einmal an alle Unternehmen 
des Mittelstandes zu wenden. Der 
Vorsitzende des Diskussionskreises 
Mittelstand der CDU/CSU-Fraktion, 
Hansheinz Hauser, zugleich stellver- 
tretender Bundesvorsitzender der 
Mittelstandsvereinigung der CDU/ 
CSU, schickte ein Fernschreiben an 
die zwölf MIT-Landesverbände, in 
dem es u. a. heißt: 

Der seit Jahren anhaltende starke Zu- 
strom junger Menschen, die die Schu- 

len verlassen, stellt unser Ausbildungssy- 
stem kurzfristig vor Herausforderungen 
von besonderer Bedeutung. Die Spitzen- 
verbände der Wirtschaft haben sich dan- 
kenswerterweise bereit erklärt, 30000 zu- 
sätzliche Ausbildungsplätze zur Verfü- 
gung zu stellen. Die Landesverbände der 
Mittelstandsvereinigung der CDU/CSU 
werden gebeten, über die Aktivierung der 
Kreis- und Ortsverbände flankierend den 
ihnen möglichen Beitrag dazu zu leisten, 
die Engpaßsituation kurzfristig zu über- 
winden. 

In den beiden Unionsparteien sind rund 
200000 Selbständige Mitglied und da- 
durch in besonderer Weise gesellschafts- 
politisch engagiert. Die MIT-Landesver- 
bände werden gebeten, die Selbständigen 
in der Union nachhaltig zu ermuntern, die 
Lehrstellenknappheit zu überwinden. Die 
in einigen Kreis- und Landesverbänden 
der MIT zu diesem Zweck eingerichteten 
„Lehrstellenbörsen"     haben     sich     als 

Selbsthilfemaßnahme    der    mittels* 
sehen Wirtschaft bewährt. lnsb®s^k|jcH 
sollten  die  Unternehmen  nachdru  ^ 
aufgefordert werden, den Kammer

nCnen' 
Arbeitsämtern, aber auch den Brain 
verbänden und sonstigen Einrichtu 
alle verfügbaren Lehrstellen zu *"$- 
damit Angebot und Nachfrage ba!° ^ 
liehst  zum  Ausgleich  gebracht w 
können. jflfl 

Bundesregierung und CDU/CSU-Pj* s. 
werden durch den Abbau ausbM ^. 
hemmender Vorschriften ihren Beitr.gr er* 
zu leisten, daß es in der Praxis w'gZUt)il- 
leichtert wird, junge Menschen au 
den. 

Keine Dramatisierung        jt $ 
Die von der Bundesanstalt für Arb0 ^ 
Ende März veröffentlichten Zahlen <j fs. 
den Arbeitsämtern gemeldeten B ^ 
ausbildungsstellen und Bewerber ^n 

nicht mehr als eine Zwischenbilanz- ^ 
Aussagewert begrenzt ist. Die vo e 

Wirtschaft dem Bundeskanzler gefl öe 

Zusage, in diesem Jahr eine aUsre!jLswl' 
Zahl von Ausbildungsplätzen bereit 
len, kann erst zu Beginn des neU?L vo" 
bildungsjahres bewertet werden, f" J6S- 

der SPD aus den Märzzahlen der B"' „ 
anstalt gezogenen Schlußfolg0f ^ 
weist Bundesbildungsminister °°^elirf 
Wilms daher als unnötige Panikmacn ^, 
Verunsicherung der Jugend energis n 

rück. Die tatsächlich abgeschlos 
Ausbildungsverträge weisen im ^ ^ 
wie gezielte Umfragen ergeben J' 5 

demgegenüber ein wesentlich p°sl 

Bild aus. orv 
Dorothee Wilms mißt der bereits D ^5. 
nenen Durchführung von regionalen ^ 
bildungsplatzkonferenzen große B jfr 

tung bei. Dadurch soll „vor Ort" 9e QV 

sam mit den Kammern, Innung00- |e(1l 

werkschaften, Arbeitsämtern, Sc ^ 
freien Bildungseinrichtungen ein ,^e 
gleich zwischen Angebot und Nac n 

nach Ausbildungsplätzen erreicht we 
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31. BUNDESPARTEITAG 

Arbeitslosigkeit der Jugend ist das 
Hauptthema in Köln 
25 Bundesvorstand der CDU hat am 
fltoY     1983 den Tagungsort und 
Wk rmin fur den 31, B«ndesParte|- 
J2 ^schlossen. Der Parteitag ffin- 

98 statt vom 25. Mai bis 26. Mai 
Mai?    Köln' Am Dienstagabend (24. 
v0 " Werden Präsidium und Partei- 
*5 M nd ta9en- Am Mittwoch, dem 
'älli     ' werden die alle zwei Jahre 
fohi?en Vorstandswan,en durchge- 
<W Werden> und am Donnerstag, 

Vor ?6 Mai' wird slch der Partelta9 
Lu ,em mit dem Thema Jugendar- 

'»siosigkeit beschäftigen. 

K$ Werden 750 Delegierte auf diesem 
der 

als 

a1eitag  erwartet.   Gewählt  werden 
0rsitzende (der Generalsekretär wird 

für ^!n2i9es Mitglied des Parteipräsidiums 
jaL '®r Jahre gewählt und nicht für zwei 
cje *>' sieben stellvertretende Vorsitzen- 
^ Mr Bundesschatzmeister uncJ weitere 
i. 'tglieder des Bundesvorstandes. 
iwer Qeißler erklärte auf einer Presse- 

teita6ren2 in Bonn: Dieser 31. Bundespar- 

?rund 
9   gibt   auch   Veranlassung,   einige 

ürj6r .at2'iche Überlegungen anzustellen 
t'sch d'e Position der Christlich Demokra- 
ajs |?n union jetzt in ihrer neuen Situation 
*Jn$ 9ierungspartei. Wir unterscheiden 
cjar. v°n den Sozialdemokraten vor allem 

^HQ daß fur uns die CDU als Re9'e" 
fUriQ Partei keine Institution zur Bekämp- 
flas h- ei9enen Regierung darstellt, wie 
gang den Sozialdemokraten in den ver- 
Poijt- nen Jahren der Fall gewesen ist. Die 
Hill lScne Auseinandersetzung wollen wir 
fraQ 

erT1 Politischen Gegner um die Sach- 
ChFj ?•Unseres Volkes führen. Aber die 

st'ich Demokratische Union versteht 

sich nicht als ein Jubelverein für die eige- 
ne Regierung, sondern wir sind der Auf- 
fassung, daß die Partei auch gegenüber 
der Regierung eine eigenständige Rolle 
spielen soll. 
Wir lehnen das imperative Mandat ab, 
aber unsere Parteitagsbeschlüsse sind 
keine Beschlüsse für politische Festtage, 
sondern für den politischen Alltag. Die 
Partei erwartet, daß das, was beschlossen 
worden ist, von Regierung und von der 
Bundestagsfraktion in der ihr eigenen 
Kompetenz und Zuständigkeit auch ver- 
wirklicht und realisiert wird. 
Das bedeutet, daß die Partei die Diskus- 
sion über die Sachfragen fortsetzen wird. 
Einigkeit, die notwendig ist, um schlag- 
kräftig zu sein, auch als Regierungspartei, 
kann nicht bedeuten, daß Denken und Re- 
den verboten ist. Wer Neues denkt oder 
wer anders denkt, wer vorausschauend 
denkt, der wird nicht in eine bestimmte 
Ecke gestellt werden. Maßgeblich ist das 
Grundsatzprogramm der CDU von Lud- 
wigshafen. Der Streit um die bessere Lö- 
sung in den nationalen Fragen und die 
darauf folgende Mehrheitsentscheidung 
ist jedoch für eine Volkspartei unverzicht- 
bar. 
Wenn man es auf einen Nenner bringen 
will: Auch in Zukunft ist es unabdingbar 
für die CDU, eine offene Diskussion über 
die Sachfragen zu haben, aber daran muß 
sich das gemeinsame Handeln anschlie- 
ßen, d. h., es muß dann zu einer Mehr- 
heitsentscheidung über die strittigen Fra- 
gen kommen, an die sich dann alle Verant- 
wortlichen binden müssen. 
Die CDU kann nur dadurch ihre Sachkom- 
petenz bewahren, die sie sich in den wich- 
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tigsten Fragen unserer Politik erworben 
hat. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
darauf aufmerksam machen, daß die Par- 
teien auch gerade angesichts der Diskus- 
sion um die Parteienfinanzierung nach 
Auffassung der Christlich Demokratischen 
Union eine unverzichtbare verfassungspo- 
litische Aufgabe haben. 

Damit komme ich zu dem zweiten Thema 
des Parteitages, d. h., wir wollen auf die- 
sem Parteitag die Grundsätze, die ich ge- 
rade umrissen habe, in die Wirklichkeit 
umsetzen. Wir wollen die gesellschaftspo- 
litische Offensive und die gesellschaftspo- 
litische Priorität in der Sachkompetenz be- 
wahren, indem wir eines der wichtigsten 
Themen aufgreifen: die Jugendarbeitslo- 
sigkeit, wobei ich dieses Thema als eine 
Überschrift sehe, unter der z. B. auch die 
Frage der Ausbildungsplätze und der Si- 
cherung der Ausbildungsplätze zu verste- 
hen ist. Der Parteitag wird sich ganz be- 
sonders mit diesem Thema beschäftigen. 
Wir glauben nicht, daß wir in der Lage 
sind, auf die vielfältigen Probleme, die mit 
dem Thema Jugendarbeitslosigkeit zu- 
sammenhängen, schon eine endgültige 
Antwort geben können. 

Deswegen wollen wir — und dies schlägt 
der Bundesvorstand dem Bundespartei- 
tag vor — eine offene Diskussion führen 
unter Einbeziehung der verantwortlichen 
Institutionen, Verbände und Sachverstän- 
digen unseres Staates und der Gesell- 
schaft. Wir haben für die Diskussion ins- 
gesamt ca. fünf Stunden vorgesehen. Es 
hängt davon ab, ob wir gleich am Anfang 
beginnen können, oder ob noch Stichwah- 
len für den Bundesvorstand durchgeführt 
werden müssen. Wir stellen uns den Ab- 
lauf des zweiten Tages so vor, daß zu- 
nächst in den ersten eineinhalb Stunden 
eine Podiumsdiskussion stattfindet, die 
vom Generalsekretär geleitet wird und an 
der teilnehmen werden: Vertreter des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, des 
Deutschen Beamtenbundes, der Deut- 
schen Angestelltengewerkschaft, der Ar- 

beitgeberverbände,  des  Handwerks, 
Unternehmer, der vor allem mit der 
dernen Entwicklung der Technologie 
ihre Auswirkung auf die Arbeitsplatz6 

fahrung hat, und eine Vertreterin der vv 
senschaft, die sich mit diesen Fragen sp 
ziell befaßt hat. Wir wollen darüber hin» 
für die Plenardiskussion weitere Institu 
nen und Verbände einladen, deren Ven 
ter die Möglichkeit haben — der Parte' 
wird dies, davon bin ich überzeugt- a ^ 
so beschließen —, in der Diskussion 
diesem Thema Stellung zu nehmen- 
Parteivorstand bittet den Bundesparte 
dann, die Ergebnisse der Diskussion 
zweiten Tag des Parteitages ^osarn^ 
zufassen und einen umfassenden Ani 
zu erarbeiten, der im Laufe des Jan 
von der Partei  und ihren Gliederung 
diskutiert   und   auf   einer   Sitzung      t 
Bundesparteiausschusses   verabschie 
werden wird. 

Wir wollen  damit gleichzeitig «" 
chen, daß für diesen Tagesordnung ^ 
punkt von den Kreisverbänden, 
den Landesverbänden, aber aUC

keie 
den Vereinigungen, schon konKr 
Anträge  zum  Parteitag  einge»>ra 

werden, die diskutiert und mögüc"  r 
weise   verabschiedet   werden. 
Bundesvorstand hat sich daraüf 
schränkt, die grundsätzlichen prob'6' rankt, die grundsatzlichen r«~ 
me aufzuzeigen, einen Fragenkata 
zu erarbeiten und den Vorschlag 
machen, die Zukunftskommission. 
gend" mit der Erarbeitung eines e 
gültigen Programms zu betrauen. 

Aus   der   Beschlußvorlage   (siehe        ' 
grüner Teil) geht hervor, mit welchen 
gen wir uns im wesentlichen beschäftig f 

wollen, wobei zu diesem Thema — da
v0f 

möchte ich abschließend hinweisen -^    r 
allem auch gehört, daß wir uns mit 
speziellen Problematik der Akademie 
beitslosigkeit und der Lehrerarbeitslos* 
keit   beschäftigen   wollen   und   entsp 
chende Lösungsvorschläge im Laufe 
kommenden Monate erarbeiten wollen- 



UiD 16 • 28. April 1983 • Seite 7 

BUNDESREGIERUNG 

Stellungnahme zum Hirtenwort 
der Deutschen Bischofskonferenz 
theo[*'rtenwort nimmt von noner 

SCL l09ischer und ethisch-morali- 
pro?r Warte Stellung zum zentralen 
UitojJ?m unserer Zeit, der Wahrung 
heu ^cherung des Friedens in Frei- 
Aus       Bundesregierung wird die 

tonV9en des Hirtenwortes» das von 
T0|   rlr,zipien der Gerechtigkeit, der 
ist jran? und des Dialo9s getragen 

' "i einzelnen genau prüfen. 

tiSc.le Bundesregierung begrüßt das poli- 
der 

e ^ngagement der Kirche für die För- 
Weiß

n? und Sicherung des Friedens. Sie 
den ,Slcn einig mit der Aussage, daß es zu 
liche

herausgehobenen Pflichten der staat- 
irn |n

n Po,itik gehört, die Rechtsordnung 
$t6n nern ebenso zu schützen wie die Exi- 
gre 

Und Freiheit eines Volkes gegen Ag- 
daß ?!°n und Erpressung von außen, und 
tat i l6r die Präger der staatlichen Autori- 
tur,Q 

eine schwere politische Verantwor- 
te« ^stellt sind, die sie mit eigener 
2 h    mPetenz wahrzunehmen haben. 

Ur^ 'e Bundesregierung weiß gleichzeitig 
ejn ^tirr,rnt hierin mit den Bischöfen über- 
Frjeriaß dle F°rderung und Sicherung des 
Staat

6ns nicht nur von der Politik der 

haite
en abr>ängt, sondern auch vom Ver- 

So2ja? der einzelnen Menschen und der 
die k-6n GruPpen. In diesem Sinne haben 
Und ([Chen ebenso wie andere Initiativen 
b6r,s 

ere'nigungen des öffentlichen Le- 
be    e|ne hohe Verantwortung und Aufga- 

3" Die R 
P6st    Bundesregierung unterstreicht die 
schw. el|ung,  daß in der gegenwärtigen 
niCnt

ler,9en   Weltlage   einfache   Formeln 
9enügen, um den Frieden zu bewah- 

ren. Es bedarf vielmehr hierfür eines ge- 
duldigen und zähen Dialogs, bei dem je- 
der auf das Anderssein, die Besonderheit 
des anderen eingeht; dabei darf aber — 
wie von Papst Johannes Paul II. festge- 
stellt wurde — auch nicht aus Feigheit 
oder Zwang das aufgegeben werden, was 
wir als wahr und gerecht erkannt haben, 
da dies einen schlechten Kompromiß gä- 
be. 
4. Die Bundesregierung begrüßt die ein- 
deutige Stellungnahme der Bischofskon- 
ferenz für unsere freiheitlich demokrati- 
sche Grundordnung und die klare Absage 
an alle totalitären Systeme. 
5. Von besonderer Bedeutung ist das 
Prinzip des Gewaltverbotes, des Verbotes 
der Androhung und der Anwendung von 
Gewalt in den internationalen Beziehun- 
gen. Die Bundesregierung teilt die Fest- 
stellung, daß friedliches Zusammenleben 
der Völker in Recht und Gerechtigkeit mit 
militärischen Mitteln allein nicht gesichert 
werden kann. Sie ist mit den Bischöfen 
der Überzeugung, daß alles getan werden 
muß, um militärische Konfrontation gar 
nicht erst entstehen zu lassen, zumal im 
Zeitalter von Massenvernichtungswaffen 
die Frage immer entscheidender wird, mit 
welchen Mitteln die Verteidigung grundle- 
gender Rechte der Völker und der Men- 
schen geschehen kann. 
6. Die Aussagen des Hirtenwortes zur 
Abschreckung sind zu messen an der Si- 
cherheitspolitik der Bundesregierung und 
dem Ziel der Atlantischen Allianz, mit ihrer 
politisch-militärischen Strategie jeden 
Krieg zu verhüten. 
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Die Bundesregierung teilt die Auffassung, 
daß Abschreckung ein friedenssichernder 
Abschnitt auf dem Weg zu Abrüstung und 
einer umfassenden Friedensordnung ist, 
daß aber auf Abschreckung aufgrund der 
realen politischen Bedingungen derzeit 
noch nicht zu verzichten ist. 

Die Bundesregierung stimmt mit den Bi- 
schöfen überein, daß die notwendigen mi- 
litärischen Mittel für eine Abschreckungs- 
strategie strengen Bedingungen unterlie- 
gen müssen, und daß einzelne militärische 
Mittel nicht losgelöst von der politischen 
Zielsetzung der Friedenssicherung gese- 
hen werden dürfen. 

7. Diesen Bedingungen, wie sie im Hirten- 
wort  aufgeführt  werden,  weiß   sich   die 
Bundesregierung verbunden und gestaltet 
ihre Friedenspolitik entsprechend. 
Es sind dies die Prinzipien 

— daß bestehende oder geplante militäri- 
sche Mittel einen Krieg weder führba- 
rer noch wahrscheinlicher machen dür- 
fen, 

— daß der Umfang der militärischen Mittel 
sich an dem Bedarf orientieren muß, 
der für die Aufrechterhaltung einer an 
Kriegsverhütung orientierten Ab- 
schreckung gerade noch erforderlich 
ist und 

— daß alle militärischen Mittel mit wirksa- 
mer Rüstungsbegrenzung und Abrü- 
stung vereinbar sein müssen. 

Dies entspricht dem Ziel der Bundesregie- 
rung, Frieden zu schaffen mit immer weni- 
ger Waffen. 

8. Die Bundesregierung erkennt das Di- 
lemma des Menschen, sich derzeit noch 
darauf verlassen zu müssen, daß Frieden 
durch Waffen gesichert werden muß. Sie 
sieht aber auch mit Genugtuung, wie hoch 
der Dienst des Soldaten für den Frieden 
der Welt eingeschätzt wird, und ist dank- 
bar, daß diese moralische Rechtfertigung 

militärischen 
wird. 

Dienens   offen   darge ileg{ 

9. Die  Bundesregierung teilt ferner   ' 
wichtige Feststellung, daß es erforder 
ist, das Recht auf SelbstbestimmungI u 

Selbstentfaltung ohne Gewaltanwend^jj 
und Vergeltungssucht voranzubringen. 
Unterdrückung und Erpressung dron 
Auch dem wirtschaftlichen und vvissi 
schaftlichen Austausch zum beiders 
gen Nutzen kommt große Bedeutung 
Freier Verkehr der Menschen über 
Grenzen hinweg, freier Austausch v°n

der 

formationen und Meinungen dienen 
Herstellung einer gerechten Friedens«? 
nung,   die   mit   Expansionsdrang- 
machtstreben  und  rücksichtsloser * 
nützung eigener Vorteile auf Kosten an 
rer nicht vereinbar ist. 
10. Erziehung zum Frieden bedeutet 
Ziehung zur Toleranz. Der Dienst am 
den ist nichts anderes als Erziehung .^ 
Friedensfähigkeit. Dies fördert, wie & 
Hirtenbrief ausgedrückt ist, die EntWl{e 
lung einer geistigen Haltung, die Kont 
und   Meinungsverschiedenheiten  re 
austrägt, um auf diese Weise den Frie 

zu fördern, statt ihn zu gefährden. 

Weiter keine Hinweise 
auf Seveso-Gift die 
Es gibt weiter keinerlei Hinweise, daß 
41 verschwundenen Giftfässer aus S* 
so in die Bundesrepublik gebracht w°r 
sind.    Das    teilte    Bundesinnenmin'S 
Friedrich Zimmermann (CSU) auf Pa   f 
mentarische Anfragen der SPD und 
Grünen mit. Auch eine Prüfung bei °^ 
Zolldienststellen habe keine Erkenntnis^ 
gebracht. Die eingeleiteten Bemühung 
zur Aufklärung des Falles würden f0 der 

setzt. Zimmermann teilte weiter mit, in 
Bundesrepublik   seien   die   technisch 
Voraussetzungen für die sichere Epts -e 

gung von TCDD-haltigen Abfällen, wie 
in Seveso angefallen sind, gegeben- 



UiD 16 • 28. April 1983 • Seite 9 

!ÜFORMATION 

2>BMm 
a 

iern der Beamten 
sprach mit 

!%nan' WObei ua- Fragen tier Alters- 
Sert gangesProchen wurden. 
??Sed<J.Urn betonte, daß er die Ergeb- 

••<u. A "ltsmir>ister Norbert Blüm hat 
(N Be führende Vertreter des Deut- 
,esPräch

ar?tenbundes (DBB) zu einem 
Hiw_Uber aktuelle politische Fragen 

,v ?len u  n der Bundesregierung einge- 
•HJU_ Emission  weder vorwegneh- eHör tjf, ' ^Orinp     •••%**"-'i"   wcuBi   vurwegnen- 

Hi   bekan' n0Ch wolle er durch lnd'skre- 
** korr,Ilt9ewordene  Zwischenergeb- 

R^rnentiere i   Bundesregie- 
Deit "£° v'elmehr die Beendigung der 
^ ihrP _Kornr•ssion   abwarten   und 

!«u, 
beWert   gebnisse  sorgfältig  prüfen 

en- Dabei werde sie auch er- 
akt mit den betroffenen ge- "'"sc^kont 

SjMini8Jrhen Grupper 
0 

"Ster hi 
, 'an9 bekräftigte in diesem Zusam- 

Cn9- daß- wiederholt geäußerte Auf- 
li nver*J d,e Eigenständigkeit der Be- 
\ B1 ?°rgunn für ihr. n;^* ,.., •— 
C stehe 9Dng für ihn nicht zur DisP°" 
^ 6nW Üm machte in d'esem Zu- 
S' daß be^ Jedocn   unmißverständlich 
K ',,r'ang 

' daß h ? 
S k *" den unabweislichen Einspa- 

!   gesellschaftliche   Gruppe 

\ tarnte    Werden durfe- Der Status 
O die'un' S° Blüm* werde Jedoch 
Di n'cht i* Umgänglichen Sparmaßnah- 
f Vertr  

angjert. 

A Um!r des Deutschen Beamten- 
O Alfren ^eitung des Bundesvorsit- 
H e dar use setzten sich insbe- 
\^ Gesa

Ur ein- den beamtenpoliti- 
stJSsiJna*r

mt2usammenhang und die 
kAkeit dChtlich garantierte Eigen- 
S n- Vo6r Beamtenversorgung zu 
Ob^nde«n Se'ten des Deutschen Be- 
\ daß !. Wurde femer darauf hinge- 

-r öffentliche Dienst bereits 

im Zuge der Sparpolitik der vergangenen 
Jahre überproportional belastet worden 
sei. 

Sorge bereitet den Gesprächsteilnehmern 
die Entwicklung bei der Anwendung der 
neuen Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ). 
Weitere Gesprächsthemen waren die Ar- 
beitslosigkeit von Lehramtsanwärtern, die 
Humanisierung des Arbeitslebens im öf- 
fentlichen Dienst und die soziale Siche- 
rung der Frau. 

Börners rotgrüne 
Schaukelpolitik 
Börner setzt die rotgrüne Schaukel wieder 
in Bewegung. Der erneute Versuch des 
geschäftsführenden Ministerpräsidenten, 
mit den Grünen weitere politische Verein- 
barungen zu treffen, ist nur als große 
Peinlichkeit zu bezeichnen, erklärt Man- 
fred Kanther, Generalsekretär der CDU 
Hessen. 

Börner setzt mit seiner neuen Offerte an 
die Grünen zur Wiederaufnahme politi- 
scher Verhandlungen seine Schaukelpoli- 
tik fort. Dabei wankt er von einer extremen 
Position in die andere. Obwohl er vor den 
letzten Landtagswahlen die Grünen noch 
in die Nähe von Faschisten gerückt hat, 
hat er zwischenzeitlich mit eben dieser 
Gruppe landespolitisch paktiert und die 
praktische Bündnispolitik zwischen SPD 
und Grünen in zahlreichen hessischen 
Kommunen geduldet. 

Die letzte Plenarsitzung des Hessischen 
Landtages hat dann wieder einen emotio- 
nalen Ausbruch Börners gegen die Grü- 
nen in bekannt deftiger Manier gebracht. 
Und nun baut der gleiche Börner wieder 
selbst an der Brücke zwischen SPD und 
Grünen, die es nach seinen eigenen Wor- 
ten gar nicht geben kann. 

Der Grund für die Zuwendung Börners an 
die Grünen liegt darin, daß der geschäfts- 
führende Ministerpräsident bei den näch- 
sten Landtagswahlen die Chancen für sei- 
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ne Partei gering einschätzt und sich 
schon heute auf eine Zusammenarbeit 
zwischen SPD und Grünen nach dem 
neuen Urnengang einstellt. Daß dabei sei- 
ne persönliche Glaubwürdigkeit von Tag 
zu Tag mehr geschunden und die SPD in 
Hessen zu einem unkalkulierbaren Risiko 
für die arbeitenden Menschen wird, 
scheint Herrn Börner kaum zu interessie- 
ren. Ganz offensichtlich ist er bereit, der 
puren Machterhaltung willen sowohl seine 
persönliche Glaubwürdigkeit als auch die 
Identität der SPD zu opfern. 

Helmut Kohl sprach mit Piccoli 
über Europa-Wahl 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat am Mitt- 
woch (20. April 1983) führende Vertreter 
der italienischen Christdemokraten zu ei- 
ner Unterredung empfangen. An dem et- 
wa 2'Astündigen Gespräch nahmen der 
Präsident der italienischen Christdemo- 
kraten, Flaminio Piccoli, Generalsekretär 
Ciriaco De Mita sowie der Beauftragte für 
die auswärtigen Beziehungen der DC, Vito 
Lattanzio, teil. Die CDU war zudem durch 
Generalsekretär Heiner Geißler und den 
Leiter des Büros für auswärtige Beziehun- 
gen, Peter Hartmann, vertreten. Bei dem 
von einer freundschaftlichen Atmosphäre 
getragenen Meinungsaustausch wurden 
vor allem Fragen der internationalen Poli- 
tik, der Sicherheitspolitik und der Euro- 
papolitik erörtert. Bundeskanzler Kohl be- 
richtete ausführlich über seinen Besuch in 
den USA und die bei dieser Gelegenheit 
geführten Gespräche mit dem amerikani- 
schen Präsidenten und anderen führen- 
den Politikern. Beide Parteien informierten 
sich gegenseitig über die aktuelle innen- 
politische Entwicklung in ihren Ländern. 
Weitere Themen waren die langfristigen 
Perspektiven christlich-demokratischer 
Politik, Fragen der Europäischen Volks- 
partei und des bevorstehenden Wahl- 
kampfes zum Europäischen Parlament. 

Kein Bedarf für einen 
Nachtragshaushalt 19W ^. 

Zur erneuten Forderung der SP ^ $ 
nem Nachtragshaushalt 1983 e ^ 
Parlamentarische    Staatssekrei dfjcn 
Bundesminister  der  Finanzen, ^$ 
Voss: Es ist schwer verständlich^ der 
Opposition   ausgerechnet   die M$ 

Bund   erwarteten   Steuerme 
für 1983 von rd. 0,8 Mrd. DM 

hreinn» 
seit 

lang 

,ben 

Zeit einmal eine Revision nach ^< 
zum Anlaß nimmt, die Forderung ^ p 
einem   Nachtragshaushalt   mo 
wiederholen. halj5" 

htragsh a 
Es bleibt dabei: Für einen Nacn» ^p 
halt 1983 besteht gegen^'^iia^ 

rd 

Steueraufkommens, wie Apel 

Bedarf, schon gar nicht in der• ~- ^ 
Mrd- ten Größenordnung von 5 

ängstigend ist nicht die Entw'JLjnt 

dem in welchem Ausmaß die a 9^ r 
Bundesregierung  Schmidt  ir' !^scri*n 

nanzplan von irrealen gesamw      „(g 
chen    Annahmen    ausging- wie 

Steuerschätzung unterstreicht, ^^ 

wendig die Wende in der Finan^er die \. 
schaftspolitik war, und wie schvv'    |isk<f 
uns liegende Aufgabe der Hau 
solidierung ist. 

„Raketen-Parteitag" 
der SPD im November      ^ 
Der SPD-Vorstand hat den 9epla%ei^: 
derparteitag für eine neue En eriKjv 
über die Stationierung neuer.eSrePü\ 
scher Atomraketen in der Bun g » 
entsprechend dem NATO-Bes'^0 
den 2. und 3. November in Bon m 
legt. Wie SPD-Vorstandsspre^ ^ 
ment weiter mitteilte, wollen si ^ P_ 
Anfang Oktober Parteivorstanc\^tfP 
teirat mit diesem Thema und de ^ 
und Abrüstungspolitik insgesa 
sen. 
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I^ROPA-POLITIK 

6 Haushaltskontrolle ist 
"as Wichtigste politische Instrument 
Sunn ,nso 'andläufiger wie irriger 
St £L'St das Europäische Parla- 
J^ej, ^schwächste Gliecfin der 
5**Uron-el wichtigsten Organe 
a ne SchISchen Gemeinschaft. 
fhiiber n?,nbare Machtlosigkeit ge- 
! rk©n Tknem verfassungsrechtlich 
Nsfäh. ®r in seiner Entschei- 

det mit^keit gehemmten Rat und 
ri8ct,kor*»?eni Bonus europäischer 
t?rf>raxifftenz ausgestatteten, in 
&.?^0m^,edoch überbürokratisier- 

l(* ihJr^on hat auf den ersten 

b 
e"nie 

^ 
achtende Gründe: 

Euror 
rWeSenti Pä'Schen Parlament fehlen 

Cer hah -Positive" Kompetenzen. 
(k Uß auf d-n die Europaabgeordneten 
C^'ssio \ Einsetzun9 der Exekutive 
k9's|ative R

n)' n°ch stehen ihnen echte 
> ^ so efu9nisse zu. Das Parlament 
VaV ä *lrd es kolportiert - sich nur 

V durch ri m' indem es die Kommis- 
foje Enti Mißtrauensvotum stürzt, 
c, "H3ush   astung verweigert oder den 

NieJ Ublehnt- -ser 

H 9erad Vereinfachenden Darstellung 
!% t j6 Jer)e teils rechtlich abgesi- 

W klJngs 
politiscr> neu erworbenen 

k\^ ^nter^^ Entscheidungsmöglich- 
C der Dir . Tisch- die das Parlament 
r^7entWickpitWahl 1979 ausgeschöpft, 
^derDnirt 

und zu einer Verände- 
re* e'ner fISChen Kräfteverhältnisse im 
Di Ün9 der 0 

rtschreitenden Demokrati- 
C ist ke- meinschaft genutzt hat. 
\* Hein,rirhPekulativer Vorgang, stellt 

hussel ?• ,Qner' Vorsitzender des 
fUr Haushaltskontrolle, fest. 

Er wurde deshalb in seinen einzelnen 
Aspekten in der Öffentlichkeit wenig be- 
achtet. Zu Unrecht. Denn die Europäische 
Gemeinschaft, die sich im Ministerrat im- 
mer noch als Addition nationaler Interes- 
sen repräsentiert sieht, braucht dringend 
eine Verbreiterung ihrer europäisch-de- 
mokratischen Basis. Sie kann nur vom Eu- 
ropäischen Parlament ausgehen. Auf die- 
sem Weg haben wir wichtige Schritte ge- 
macht. 

Als wirksamer Hebel dient dem Parlament 
das Budgetrecht in seinen beiden gleich- 
wertigen Elementen: 

— Mitwirkung bei der Aufstellung und 
Verabschiedung des EG-Haushalts im 
konzertierten Zusammenwirken mit dem 
Rat, wobei das Parlament „das letzte 
Wort" hat, 
— Kontrolle des Haushaltsvollzugs in Zu- 
sammenarbeit mit dem Europäischen 
Rechnungshof. 

Während das erste Element immer wieder 
breit behandelt wird — die Ablehnung des 
Haushalts 1980 und des Nachtrags 1982 
haben dazu besonders beigetragen —, 
scheint die politische Relevanz der Haus- 
haltskontrolle noch immer nicht voll aner- 
kannt zu sein: 

Sie ist wirksamstes politisches Instrument 
des Parlaments bei der Kontrolle der sich 
immer mehr verselbständigenden europäi- 
schen Bürokratien und eine scharfe Waffe 
im Kampf für Haushaltsklarheit, Haushalts- 
wahrheit, Sparsamkeit und Effizienz der 
europäischen Verwaltungen. Dies folgt 
aus den hier knapp zusammengefaßten 
Aufgabenfeldern: 
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— Überprüfung der Gesetz- und Rechts- 
möglichkeit bei der Abwicklung der Ge- 
meinschaftsfonds (z. B. Agrarfonds) ein- 
schließlich Timing und Effizienz des Haus- 
haltsmanagements, 
— Untersuchung von Betrugsfällen oder 
Unregelmäßigkeiten bei den Fonds und 
Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen, 
— Entwicklung für Kosten-/Nutzungs- 
Analysen, 
— Beiträge zur Verbesserung der Quali- 
tät des öffentlichen Rechnungswesens in 
der Gemeinschaft, 
— Vorbereitung der jährlichen politischen 
Bewertung des Haushaltsvollzugs durch 
die Kommission. Sie findet ihren Nieder- 
schlag in den Entscheidungen des Parla- 
ments über die Entlastung der Kommis- 
sion. 
Wer in den Mitgliedern des Haushaltskon- 
trollausschusses also nur Leute sieht, die 
sich mit spitzem Stift im Addieren und 
Subtrahieren von Zahlenkolonnen üben, 
irrt. Haushaltskontrolle ist politische Kon- 
trolle. Ihr Ziel ist es, durch ein Bündel von 
Maßnahmen darüber zu wachen, daß der 
politische Wille des Europäischen Parla- 
ments respektiert wird und in der Anwen- 
dung auf den Einzelfall seinen Nieder- 
schlag findet. 

Die Verweigerung der Entlastung wäre die 
schärfste Form der Mißbilligung der Kom- 
missionspolitik und würde sie nach ihrer 
eigenen Einschätzung zum Rücktritt zwin- 
gen. Die über 50 gravierenden Fälle, die 
der Haushaltskontrollausschuß seit 1979 
aufgegriffen hat, spiegeln die Tendenz der 
politischen Kontrolle wider. Ob es sich um 
großangelegte Betrügereien bei Wäh- 
rungs- und Grenzausgleichsabgaben han- 
delt, ob mehr Olivenöl subventioniert als 
produziert, ob das Afghanistan-Embargo 
von Rat und Parlament gegen die Sowjet- 
union von der Kommission sehr eigenwil- 
lig interpretiert, ob Mißmanagement in der 
Verwaltung der großen Fonds (Agrar-, So- 
zial-, Entwicklungsfonds) aufgedeckt, ob 
die Zahl von Arbeits-, Verwaltungs-, Bera- 

cat**** tungs-   und   Entscheidungsauss    ^ 
oder Ad-hoc-Gruppen bei Rat ^ ' 
mission auf über 250 aufgebt' pr- 
immer wird klar, worauf es ank0?ben \ 
tische Vollzugskontrolle aüS* e0e^ 
auf sparsames, flexibles und 
Management zu drängen. ^c 

Nicht immer sind die ErfolgeJJ%iri9er 

so deutlich meßbar wie beim ^ ^^ 
Kampf der parlamentarischen "^ 
kontrolle gegen die verbilligte" j^ 
kaufe an die Sowjetunion. Doges'0' 
Die Russen kauften nicht ein ellLrdeflD 

weniger, zahlten dafür aber M" ^e 
träge mehr. So konnten durcr ^ 
Verwaltung der Märkte und fli     re,s; 
erzielte   Hebung   des   Weltrna^J ^ 
1981 rund 4,75 Mrd. DM unf ' rprodü. 
4,32 Mrd. DM allein bei den W     ^_ 
ten eingespart werden — ^t^o^ fß 
rieht für den europäischen St     ^ t 
Der Butterberg schmolz ab, " ^ 
hatte dazu auch noch ein gute    ^ 
gemacht. Dabei muß festgeste"    ^ 
daß der Kontrollausschuß imTa0 d%, 
die Auffassung vertreten hat, a     ^ 
wjetunion als Abnehmer .unS aber *ü

ßf 
Überschüsse willkommen ist.     ^ 
nem anständigen Preis, so dpunKti°\. 
winn nicht den sowjetischen      steu 
ren,  sondern  den  europäisen 
Zahlern zugute kommt. ,\i 

. hat in *a 
Alles in allem: Das Parlament "y$P\ 
Zusammenarbeit mit dem E       es 9. 
Rechnungshof, als dessen va    ^ u 
ein Kontrollsystem entwickelt, u ^/ß . 
manche nationalen Parlamente    ^M 
Der europäische Steuerzahler i jg ^ 
soll wissen, daß im EG-Hausha*    ^ 
gaben noch immer durch die .   „ati0 y<iucii   imi/ii   iiiiiiici   ««•«••   -       ,jg f|3l   .g 
gedeckt sind. Davon konnen

RlJdgets f 
-nzminister bei ihren.    u*uSJV .Die parlamentarische ßd.^ii 

len Finanzminister bei THüS^ 
träumen 
kontrolle wird dafür sorgen, v~   p 
päische  Gemeinschaft auch     0 p. 
nicht über ihre Verhältnisse leD^id. 
sen auf, daß sparsam mit de

haftet^'' 
europäischen Bürger gewirtsc « 
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^UND/LÄNDER 

J;rbesserung der regionalen 
W||tschaftsstruktur 

*tyÖ|u   erungsmaßnahmen des 
«chaft 

n Rahmenplans der Gemein- 
en i9abe «Verbesserung der 
8o"en H     Wlrtschaftsstruktur" 
fauit, £lzu beitragen, daß im Zeit- 

ig Ah  bls 1987etwa249000 

«twa J|JJeit«plätze geschaffen und 
M*bft    

300 bestehende Arbeits- 
* ^sichert werden. 

Plant'eSe 2iele zu erreicnen< ist 9e_ 
v°n 57 ? 'Private  Investitionen  in  Höhe 
lst V0;Q 

Ml,,'arden DM zu fördern. Ferner 
SChaftsnah6hen'   den   Ausbau   der  wirt_ 

\Jrn ,nfrastruktur mit einem Inve- 
(6rsti 

Jie 
utzen. 

von 2 Milliarden DM zu 

?Ünd~Uniitra9 br'ngt die Beschlüsse des 

^eina h Planun9sausscnusses der 

^nP|ari
chaftsaufgabe zum neuen Rah- 

%2ieje 
Sowie eine Aufschlüsselung der 

?6n 18 2Urn neuen Rahmenplan nach 
9I- TaK re9ionalen Aktionsprogrammen 

Öer^
be,,e Seite 14). 

d*n 2wö|dt"
Länder"Planur|gsausschuß hat 

Bossen      RanmenP,an einstimmig be- 
?8lun9eni -mit dem für 1983 die Förderre- 
est9eleQt 'n der Gemeinschaftsaufgabe 
?** g6Q Werden. Gravierende Änderun- 
gen ?.enuber den bisherigen Rege- 

6iteruhrt
6rden nicnt vorgenommen. Er- 

%^9S"nvestitionen werden    künftig 
K0röert   P("e Err'chtungsinvestitionen ge- 
:Xisten2    r die Gründung selbständiger 

premH S0Wie fÜr die MocJemisierung 
^Verkehrsbetrieben werden in 

den Fördergebieten die Investitionsanrei- 
ze verstärkt. Das 1981 nach einem bun- 
deseinheitlichen Abgrenzungssystem fest- 
gelegte Fördergebiet bleibt bis zum Ab- 
schluß des EG-Verfahrens unverändert. 
Eine Überprüfung des 1982 beschlosse- 
nen Stahlstandortprogramms wurde zu- 
rückgestellt, bis die regionalen Auswir- 
kungen der Umstrukturierung der deut- 
schen Stahlindustrie absehbar sind. 

Der Planungsausschuß legte weiterhin 
seine Haltung zum Verfahren der EG- 
Kommission gegen den zehnten und elf- 
ten Rahmenplan fest, in dem die EG-Kom- 
mission bei 15 Arbeitsmarktregionen die 
Förderung vollständig oder zumindest in 
ihrer Intensität in Frage stellt. Trotz seiner 
grundsätzlichen Bedenken gegen die Hal- 
tung der EG-Kommission ist der Pla- 
nungsausschuß bereit, unter Wahrung 
des deutschen Rechtsstandpunktes, den 
Vorstellungen der EG-Kommission entge- 
genzukommen und das Fördergebiet ein 
weiteres Mal nach der Neuabgrenzung 
von 1981 zu reduzieren. Das Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft wurde beauftragt, 
mit der EG-Kommission einen sachge- 
rechten Kompromiß auszuhandeln. Der 
Planungsausschuß sprach sich in diesem 
Zusammenhang dafür aus, das Förderge- 
biet der Gemeinschaftsaufgabe sobald 
wie möglich erneut zu überprüfen. 

Ziele des zwölften Rahmenplanes der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den 
Zeitraum 1983 bis 1987: 
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Schaffung Sicherung 
Vorgesehene 

Regionale Aktionsprogramme 
neuer 

Arbeits- 
vorhandener 

Arbeits- 
mW' 

221 

Gewerbliche 
plätze plätze Wirtschaft 

1 2 3 4 

1. Schleswig 5500 3750 1205 

2. Holstein-Unterelbe 22500 20750 4985 183 
3. Niedersächsische Nordseeküste') 14500 4200 3020 172 
4. Ems-Mittelweser 10000 7500 2127 102 
5. Heide-Elbufer 10000 9000 2145 263 
6. Niedersächsisches Bergland 28000 54000 6736 10 
7. Nördl. Ruhrgebiet-Niederrhein-Westmünsterland 27500 14000 5670 8 
8. Nordeifel-Mönchengladbach-Heinsberg 13500 6000 3016 6 
9. Soest-Brilon-Höxter 4000 1500 964 # 

10. Hessisches Fördergebiet 20000 30000 5170 97 
11. Mittelrhein-Lahn-Sieg 10000 4500 2209 77 
12. Eifel-Hunsrück 8000 4000 1753 169 
13. Saarland-Westpfalz 29000 12000 5499 7 
14. Neckar-Odenwald 3000 1000 620 194 
15. Nordbayerisches Fördergebiet 14700 19900 4402 62 
16. Westbayerisches Fördergebiet 5800 1800 1474 235 
17. Ostbayerisches Fördergebiet 19600 22400 5585 61^ 
18. Südbayerisches Fördergebiet 3900 2000 1112 

""202^ 
insgesamt 249500 218300 57692 

') einschließlich Bremerhaven sowie der Insel Neuwerk (Hamburg). • 
:.A- 

Steuerschätzungen 
waren realistisch 
Zu den Ergebnissen des Arbeitskreises 
Steuerschätzungen vom 18. bis 20. April 
1983 erklärt Bundesfinanzminister Ger- 
hard Stoltenberg: Erstmals seit langer Zeit 
hat der Arbeitskreis „Steuerschätzungen" 
eine Aufkommensschätzung nicht mehr 
nach unten revidieren müssen. Er erwartet 
für das laufende Jahr geringe Mehreinnah- 
men gegenüber der Schätzung vom Okto- 
ber 1982. Dies bestätigt, daß dem Bun- 
deshaushaltsplan 1983 im Oktober 1982 
realistische Annahmen zugrunde gelegt 
worden sind. 

Für den mittelfristigen Zeitraum ab 1984 
werden vom unabhängigen Arbeitskreis 
nunmehr erstmals die Lücken aufgezeigt, 

,r# garni*" 
die sich aus den zu günstigen ge   n pufl 

rfrüh"" 

desregierung für die Jahre 1' 

die sicn aus aen zu gunsny»" »-       pu'1 

schaftlichen Annahmen der frühere^ ^ 
und 

Gege^ F? als   Folgewirkung   ergeben, 
dem  im  Sommer  1982 aufgeste'      ^ 
nanzplan der früheren  Bundesreg^ 

1984 Steu 
—   • AG' 

bedeutet dies ab 1984 Steuermin p. 
nahmen in der Größenordnung v ^ffl 
lieh rund 12 bis 16 Mrd. DM. Die na nSol"' 
Regierungswechsel eingeleitete wi- 

dern hierdurch 
pi« 

nicht ajj # 
Steuerschätzung unterstreicht, arünö 
Verwirklichung der Koalitionsvere" e(r 

mit einer Begrenzung des ^^I^J 
Wachstums auf zwei Prozent im J $ 
mit weiteren Einsparungen von -olit1- 

Mrd. DM die vordringlichste inn jgt 

sehe Aufgabe der nächsten Mona 

dierungspolitik wirkt dem nw—     -g 
standenen Finanzierungsdefiziti 

Dies   reicht   aber   noch 
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pDU/CSU-FRAKTION 

/Ritzende und Sprecher der 
ö 
rbeitsgruppen gewählt 

fat am^{cSU-Bundestagsfraktion 
0rsit2A ensta9>26- APril 1983>17 

^lnen®nJe (Sprecher) für^die ein- 
K «Mt: Jitsgruppen der Fraktion 

5 QeSch-!'
nschließlich Wahlprüfung, Immuni- 

%nn     Sordnung sowie Positionen): MdB 

3'Wirt   *' Utnwelt und Sport: MdB Miltner 

J ^hafl: MdB Wissmann 
^Sus^"9'   Landwirtschaft   und   Forsten: 

6. *** MdB straßmejr 

arir,     ünd Fernmeldewesen: MdB Pfeffer- 

KanSydnün9. Bauwesen und Städtebau: 

ll^JjMdBKrate 
10 Arbeit * MdB Carstens (Emstek) 
V ,      Und Soziales: MdB George 

Kr Ju r0|^9
L

6"d, Sch|üt 
Famili 

AUß 
er ie  und  Gesundheit:   MdB 

•   L'nt 

Po,it'k: MdB Klein (München) 

9u"g: MdB Weiskirch 
tSchlandpolitik ner und   Berlin-Fragen: 

^'Iche Zusammenarbeit: MdB Pin- 
rschu 

1?. ö||       ns Und Technologie: MdB Lenzer 

^W'e äie ^,"nd Wissenschaft: MdB Daweke 
e^iePoii»i^eordneten Ludwig Gerstein als 

len Sprecher und Jürgen C. To- 

'SB, 

s abrüstungspolitischen  Sprecher 

I^lt:  dj
r lm cDU-Fraktionsvorstand wurden 

lrihard Mot Ab9eordneten   Renate   Hellwig, 
*> Gerhard Reddemann, Hans Pe- 

ter Schmitz (Baesweiler), Lutz Stavenhagen, 
Heinz Schwarz, Peter W. Höffkes, Dionys Jobst. 

Am Montag, 25. April 1983, führte die CSU-Lan- 
desgruppe ihre ergänzenden Wahlen durch, 
nachdem der Vorsitzende Theo Waigel und der 
Parlamentarische Geschäftsführer Wolfgang 
Bötsch bereits am 7. März 1983 in ihrem Amt 
bestätigt wurden: 

Stellvertretende Vorsitzende der CSU-Landes- 
gruppe: MdB Peter W. Höffkes, MdB Dionys 
Jobst 
Stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: MdB Walter Althammer 

Justitiar: Karl-Heinz Spilker 
In ihrem Amt bestätigt wurden die Vorsitzenden 
der Arbeitskreise der CSU-Landesgruppe: 
Vorsitzender Arbeitskreis I  (Recht,  Inneres, 
Umwelt, Sport): MdB Gerlach 

Vorsitzender Arbeitskreis II (Wirtschaft, Ver- 
kehr, Raumordnung): MdB Niegel 

Vorsitzender Arbeitskreis  III   (Finanzen  und 
Haushalt): MdB Michael Glos 
Vorsitzender Arbeitskreis IV (Arbeit und So- 
ziales): MdB Klaus Hartmann 
Vorsitzender   Arbeitskreis   V   (Auswärtiges, 
Verteidigung,  Deutschland-  und   Berlin-Poli- 
tik): MdB Hans Graf Huyn 
Vorsitzender Arbeitskreis VI (Forschung und 
Wissenschaft, Bildung und Technologie): MdB 
Matthias Engelsberger 

MdB Michaela Gelger und MdB Benno Zierer 
sind als Schriftführer gewählt. 

Der Vorstand der CSU-Landesgruppe in der 10. 
Wahlperiode des Deutschen Bundestages setzt 
sich wie folgt zusammen: 

Theo Waigel, Peter W. Höffkes, Dionys Jobst, 
Wolfgang Bötsch, Walter Althammer, Werner 
Dollinger, Friedrich Zimmermann, Karl-Heinz 
Spilker, Richard Stücklen, Fritz Wittmann, Hans 
Klein, Reinhold Kreile, Eduard Lintner. 
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ZITAT 

Begrenzte Harmonie 
Margret Thatcher nannte ihre Begegnung 
mit Helmut Kohl „die beste Konferenz, die 
wir je hatten". Der Bundeskanzler spürte 
in London eine „Herzlichkeit wie nie zu- 
vor". Beide demonstrierten damit, wie 
man intensive politische Freundschaft 
pflegen kann, ohne sich dabei in der wich- 
tigsten Sache wirklich nahegekommen zu 
sein: Vor allem dem nächsten Europa- 
gipfel in Stuttgart sehen der deutsche 
Christdemokrat und die konservative Pre- 
mierministerin mit sehr unterschiedlichen 
Vorstellungen entgegen. 
Bundeskanzler Kohl ist aus London mit ei- 
ner enttäuschten Hoffnung heimgereist. 
Er wird diese britische Regierung bis zum 
Stuttgarter Treffen im Juni nicht mehr für 
eine „feierliche Europaerklärung" gewin- 
nen, die die EG-Staaten zu einem noch 
engeren politischen Zusammenwachsen 
verpflichten soll. Gerade das aber war der 
besondere Ehrgeiz der deutschen Delega- 
tion. 

Die Britin hingegen macht wf^ p$ 
klar, daß sie von Europa viel klein ^M 

matische Schritte erwartet: Fr*u $tr* 
möchte in Stuttgart vor allem o     / se 
um die Finanzierung der EG bf®me&', 
hen. Erst wenn die Briten durojg ^ Briten 
haben, daß sie weniger Geld in es 

iß 

seier Kasse zahlen müssen, ka? wnftt 
voller Kraft in die europäische j"   rref1^ 
hen". So brachte das London*'^ 
keine   neue  Europazuversichl      ejpe 
tauchte am Horizont die Drorw*^ 
weiteren häßlichen Budgetstreits   ^ 
Dieses Zusammentreffen des     ^0-,, 
Politikers Kohl und der EuropaP• ßV 
rin Thatcher war für den deuts&ftft. 
ler trotzdem keine vertane Ge   .-^^ 
In der Ost- und Verteidigungsp0'1 erp e in uer vöt- unu vtsr iciuiyw-r      ^g,,, ,(, 
der Solidarität mit den Arnen*  g$pt 

'öchstm*^ & 

nigkeit. Vor allem aber präs0^^'. 
reichten die beiden ein Höchst 

Helmut Kohl in London als ein ^ 
dentlich menschlicher Pol'tl*'jen'ie 

ernstes, ja warmherziges Auftr .^ 
der eisernen Premierministerin .jläiy 
nen Eindruck nicht verfehlt nal

gejt&Ql 

re Sicht ist das kein geringer £ 
europäischen Einigkeit. 

General-Anzeiger, Bonn 
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